Ernüchternde Bilanz

Das Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen geht nun zu Ende, und die Bilanz ist aus österreichischer Sicht ernüchternd: Es gab nur wenig Licht und viel Schatten. Die Behindertenpolitik der schwarz-blauen Regierung beschränkte sich zumeist darauf, bei Galaempfängen über die Anliegen behinderter Menschen Herz-Schmerz-Rührseligkeiten hervorzukramen, in der politischen Alltagsarbeit wurden die Bedürfnisse behinderter Menschen jedoch eiskalt ignoriert. Noch nie wurde dermaßen kaltschnäuzig und zynisch auf dem Rücken von behinderten Menschen Politik gemacht, wie die nachstehende Themenliste unterstreicht.

Beschäftigungsoffensive: Wo ist das Geld?

Seit drei Jahren gibt es die Beschäftigungsoffensive der Bundesregierung. Nie wurde eine Milliarde Schilling an Projekte für behinderte Menschen vergeben, obwohl immer wieder von Seiten der Regierungsparteien so getan wurde. Nach wie vor sind mehr als 30.000 behinderte Menschen als arbeitslos vorgemerkt. Der erste Zwischenbericht zur Evaluierung der Beschäftigungsoffensive wurde nie in der Öffentlichkeit vorgestellt! Die Förderungen aus Mitteln der Beschäftigungsoffensive machen seit 2001 nicht einmal pro Jahr 40 Mio € aus.
Die Mittel der Beschäftigungsoffensive nach Bundesländern zusammengefasst

(Quellen 3147AB XXI.GP; 322 AB XXII. GP)

	
	2001
	2002
	2003

	Bgld.
	       1.222,36 
	         856,00 
	      1.134,00 

	Ktn.
	       2.808,08 
	      2.180,00 
	      2.973,00 

	NÖ
	       6.627,04 
	      5.332,00 
	      6.779,00 

	OÖ
	       5.475,90 
	      3.319,00 
	      4.250,00 

	Österreich
	       1.350,99 
	      1.853,00 
	      2.691,00 

	Sbg.
	       2.785,55 
	      2.954,00 
	      2.951,00 

	Stmk.
	       7.080,55 
	      6.134,00 
	      7.880,00 

	Tirol
	       3.437,43 
	      2.901,00 
	      3.013,00 

	Vbg.
	       1.942,55 
	      1.703,00 
	      1.857,00 

	Wien
	       4.257,17 
	    10.699,00 
	      8.318,00 

	Summe
	      36.987,62
	     37.931,00
	    41.846,00


Beträge in 1000 €
Pflegegeld: Die blauen Flecken des Sozialministers 

Sozialminister Haupt müsste eigentlich bereits von blauen Flecken übersät sein, so häufig wie er in diesem Jahr alleine beim Thema „Pflegegeld“ umgefallen ist. Etliche Male hat Haupt die längst fällig Valorisierung des Pflegegeldes in Aussicht gestellt, auf die Umsetzung warten die Betroffenen noch immer. Dann präsentierte er die Mogelpackung „Einmalzahlung für die PflegegeldbezieherInnen“, die lediglich BezieherInnen der Stufen vier bis sieben zu Gute gekommen wäre. Übrig blieb letztendlich eine Aufstockung des Unterstützungsfonds um 10 Mio. Euro im kommenden Jahr. Ansuchen dürfen aber nur nahe und pflegende Angehörige von PflegegeldbezieherInnen ab der Stufe vier, wobei keinerlei Rechtsanspruch auf Unterstützung besteht und pflegende Menschen somit wieder der Willkür ausgesetzt sind.

Wegfall der Rundfunkgebührenbefreiung: Unsoziales Nullsummenspiel

Eine weitere Belastung für PflegegeldbezieherInnen. ist der Wegfall der ORF-Rundfunkgebührenbefreiung, die mit 1.1.2004 schlagend wird. Bisher waren BezieherInnen einer pflegebedingten Geldleistung (Pflegegeld) von der Entrichtung der Rundfunkgebühr befreit. Dies vor allem deshalb, weil nachgewiesen ist, dass fast 80 Prozent der PflegegeldbezieherInnen über ein Einkommen unter der Einkommensgrenze verfügen. Die Streichung der Rundfunkgebührenbefreiung für PflegegeldbezieherInnen ist nicht nur unsozial, sie ist auch aus budgetären Aspekten nicht nachvollziehbar: Aufgrund des hohen Verwaltungsaufwands bleiben dem ORF nämlich kaum Mehreinnahmen.

Gleichstellungsgesetz lässt auf sich warten

Im Februar 2003 wurde ein Vier-Parteien-Antrag eingebracht, der die Einsetzung einer Arbeitsgruppe beim Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes (BKA) zur Erstellung eines Behinderten-Gleichstellungsgesetzes zum Inhalt hat. Die Installierung dieser Arbeitsgruppe ging dann jedoch nicht so schnell über die Bühne, wie man hätte erwarten können, sodass diese erst mit einiger Verzögerung ihre Tätigkeit aufnehmen konnte. In dem Antrag wurde ausdrücklich der Wunsch geäußert, dass dieses Gesetz noch in diesem Jahr verabschiedet werden soll. Eine Beschlussfassung ist bedauerlicherweise heuer nicht mehr erfolgt. Auch hier heißt es für behinderte Menschen: Bitte warten....

Unfallrentenbesteuerung: Regierung nimmt nicht Vernunft an

Eigentlich dachten die knapp über 100.000 UnfallrentnerInnen am 7. Dezember 2002, der Schrecken habe nun ein Ende: An diesem Tag wurde nämlich vom Verfassungsgerichtshof (VfGH) die Besteuerung der Unfallrenten für die Jahre 2001 und 2002 wegen  Verfassungswidrigkeit aufgehoben. Seit Anfang 2003 müssen UnfallrentnerInnen aber erneut diese Steuer zahlen und mit einer durchschnittlichen Pensionskürzung von rund 30 Prozent monatlich leben.. Behinderte Menschen haben durch diese unsoziale Steuer 172,6 Mio € ins Budget gezahlt ohne vom Staat Unterstützung zu bekommen. Bis zuletzt hat die SPÖ gemeinsam mit Betroffenen an die Vernunft der Regeierung appelliert, die Unfallrentenbesteuerung für 2003 ersatzlos und rückwirkend zu streichen. Ein Appell, der bei ÖVP und FPÖ ungehört verhallte. Im Gegenteil der VP-Sozialsprecher konnte sich eine Weiterführung der Besteuerung vorstellen. 
Anerkennung der Gebärdensprache: 

Auf Drängen der SPÖ ist es gelungen, dass ein Unterausschuss zur Anerkennung der Gebärdensprache eingesetzt wurde. Aus Sicht der SPÖ ist die Anerkennung der Österreichischen Gebärdensprache in der Verfassung ein wichtiger und notwendiger Schritt zur Verbesserung der Situation dieser Bevölkerungsgruppe. Im Europäischen Parlament erfolgte die Anerkennung der nationalen Gebärdensprache bereits im Jahr 1988. Die Gebärdensprache ist bereits in den USA, Dänemark, Portugal, Schweden, Finnland, Weissrussland, Kanada, Tschechien, Uganda, Südafrika, Litauen, Ukraine, Slowakei, Kolumbien und Uruguay anerkannt. Es ist zu hoffen, dass die Regierungsparteien ihre Verzögerungstaktik aufgeben und einer baldigen verfassungsrechtlichen Anerkennung nichts mehr im Weg steht.

SPÖ - Mehr Chancen für Menschen mit Behinderungen in Ausbildung und Beruf

Soziale Absicherung und Anerkennung und dadurch auch Integration erfolgen in erster Linie über die Arbeit. Obwohl es jede Menge an Förderungen zur Beschäftigung behinderter Menschen gibt, ist dieses Thema kein großes Anliegen der Wirtschaft. Ein Problem ist, dass die Förderungen zwar vielfältig, aber sehr unübersichtlich sind. Ein ganz wichtiger Schritt wäre aus Sicht der SPÖ, dass es nur eine einzige Anlaufstelle gibt, nämlich das Bundessozialamt. Diese Anlaufstelle kümmert sich um Förderungen für ArbeitnehmerInnen wie für ArbeitgeberInnen und bemüht sich um die Verknüpfung der unterschiedlichen FördergeberInnen hinter den Kulissen – nicht die Menschen sollen rollen, sondern die Akten.
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